
Jetzt aktiv gegen  
den Rechtsruck!

von John Evers, SLP-Wien

Bezieht man jene mit ein, die nicht zur
Wahl gingen, liegt der Wert der beiden
"Großparteien" bei unter 40%. Die
"etablierte Politik" und ihre Vertreter
wurden am 28.9. abgewählt. Das BZÖ
ist zwar nach Haiders Tod völlig kopf-
los. Unter Führung der FPÖ scheint
aber das Zusammenrücken des rechten
Lagers, das stark und extrem wie nie zu-
vor seit 1945 ist, heute ein Stück wahr-
scheinlicher geworden zu sein. Von den
kleinen Listen schaffte demgegenüber
keine einzige auch nur einen Achtungs-
erfolg. Gerade die beiden linken Kandi-
daturen (KPÖ und LINKE) schnitten
sehr schwach ab (siehe S. 2).

Wie "rechts" ist Österreich? 

Bereits 1999 erhielt die FPÖ 26,9%
und wurde zur stärksten rechtsextre-
men Partei Europas. Durch ihre Regie-
rungsbeteiligung, die massive Angriffe
auf ArbeitnehmerInnen brachte, verlor
sie stark und es kam zur Spaltung in
FPÖ und BZÖ. Natürlich ist die neuer-
liche Stärkung von FPÖ und BZÖ auch
Ausdruck bestehender rassistischer
Tendenzen in der Gesellschaft bzw. in
der ArbeiterInnenklasse. Ebenso hat
das Ergebnis die Gefahr von rechtsex-
tremen Aktionen und Übergriffen - wie
sie am Rande von FPÖ-Kundgebungen
im Wahlkampf laufend vorkamen - er-
höht. Doch gleichzeitig bleibt das

Hauptmotiv, für FPÖ und BZÖ zu vo-
tierten, der Protest gegen die Etablier-
ten und die Politik der letzen Jahre.

Vor allem die FPÖ setzt heute immer
stärker auf soziale Themen, gibt sich
zumindest kapitalismuskritisch. Selbst-
verständlich stehen FPÖ und BZÖ für
Sozialabbau der übelsten Sorte; das hat
das "3. Lager" 2000-06 als Regierungs-
kraft zur Genüge bewiesen. Ist es also
nicht vor allem Ausdruck einer Haltung
a la "Es ist eh schon wurscht", wenn zu-
mindest Teile der ArbeiterInnenklasse
und der Jugend (mangels sichtbarer Al-
ternativen) mit einer Stimme für
BZÖ/FPÖ protestieren? 

Von den Parlamentsparteien ist kein
Widerstand gegen rechts zu erwarten

Tatsache ist, dass schon bisher die
"Ausgrenzung" gegenüber FPÖ und
BZÖ und vor allem ihren Inhalten
nicht existiert(e). Die ÖVP war im
Wahlkampf bemüht, dieses Lager in
punkto Ausländerfeindlichkeit zu
überbieten. SPÖ und Grünen haben in
vielen Personal- und Sachfragen im
Parlament ungeniert mit der FPÖ pak-
tiert. Über Jörg Haider ergehen sich
nun alle Parlamentsparteien in regel-
rechten Huldigungen. Diese Anpas-
sungstendenzen gegenüber der (ge-
stärkten) Rechten werden im Parla-
ment noch zunehmen. Abgesehen von
der direkten Kooperation mit FPÖ und
BZÖ: SPÖ, ÖVP aber auch die Grünen

stehen für eine "etablierte Politik"; eine
Politik der Belastungen, des Posten-
schachers und ohne Lösungen für die
brennenden Bedürfnisse und Proble-
me. Sowohl eine "große", wie eine "Ke-
nia"-Koalition (SPÖ-ÖVP-Grüne) wä-
ren aber die besten Garanten für einen
weiteren Aufschwung von BZÖ und
FPÖ. Im Rahmen dieser "etablierten
Politik" wird das Problem des Rechts-
rucks nicht gelöst werden. 1999 gab es
eine monatelange "Widerstandsbewe-
gung" gegen die Regierungsbeteiligung
der FPÖ - zehntausende sind jede Wo-
che auf die Strasse gegangen. Die Regie-
rung hat das nicht gestürzt. Die SLP hat
schon damals zum Aufbau einer neuen
Partei links von SPÖ und Grünen auf-
gerufen. Wir haben betont, dass es sozi-
ale Bewegungen und Kämpfen und
Streiks in den Betrieben gegen die An-
griffe der Regierung braucht, um diese
los zu werden.

Gerade jetzt: Linke Alternative aufbauen 

Die Krise des Kapitalismus - mit sozi-
alen Konsequenzen in noch nicht ab-
sehbarer Dimension - wird auch bei
uns Protest und Gegenwehr hervorru-
fen. Wir unterstützen nicht nur jeden
Widerstand, sondern werden die Not-
wendigkeit einer organisierten Kraft,
einer neuen Partei für Arbeitnehmer
Innen und Jugendliche thematisieren.

Wir meinen, dass der Kampf gegen
die erstarkte und immer gefährlichere

Rechte untrennbar mit Kämpfen gegen
den Angriff auf den Lebensstandard
der ArbeitnehmerInnen, Erwerbslosen
und Jugendlichen verbunden sein
muss. Rassismus wird nicht primär
durch gute Argumente oder nette Feste
bekämpft. Notwendig ist der gemeinsa-
me Kampf gegen Betriebsschließungen
und Lohndumping - dabei sehen Ar-
beitnehmerInnen, dass nicht ausländi-
sche KollegInnen das Problem sind,
sondern die Unternehmer und das ka-
pitalistische System.

Dass auch anderswo endlich der
Druck in diese Richtung wahrgenom-
men wird, zeigt eine Aussage das pro-
minenten KPÖ-Steiermark-Politikers
Ernest Kaltenegger nach der Wahl. Er
stellt ebenfalls ein wachsendes  Bedürf-
nis nach einer neuen "linken Alternati-
ve" fest. Wir meinen: Nicht länger zu-
warten - packen wir es gemeinsam an!
Praktische Schritte in diese Richtung
können Kandidaturen sein, auch wenn
sie stimmenmäßig auf niedrigem Ni-
veau abschneiden. Wichtig ist es jetzt -
überall wo es geht - gemeinsam gegen
Rechtsruck und (künftigen) Sozialab-
bau zu mobilisieren. Es gilt aber auch
die Frage nach grundlegenden (unserer
Meinung nach sozialistischen) Alterna-
tiven aufzuwerfen. Themen, die Men-
schen unter den Nägeln brennen und
Antworten erfordern, welche die Rech-
ten nicht haben, gibt es mit der Finanz-
krise, der Teuerung oder den zahlrei-
chen Betriebsschließungen genug.
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Österreich 

Wahlen 2008: Alles gleich,
alles anders?

Über die GewinnerInnen
und die VerliererInnen der ver-
gangenen  Nationalratswahlen:
SPÖ und ÖVP erhielten die er-
wartete Ohrfeige, das rechtsex-
treme Lager profitierte von der
Pleite der Großen Koalition.
Die LINKE erzielte zwar nur
ein schwaches Ergebnis, hat
aber eine gute Arbeitsbasis ge-
schaffen. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Kampf gegen
Betriebsschließungen

Die SLP hat sich, im Rahmen
des LINKE-Wahlbündnisses,
in den letzten Wochen an
Kämpfen gegen Betriebsschlie-
ßungen beteiligt – konkret et-
wa bei den Glanzstoffwerken
und zwei Halleiner Betrieben.

Seite 3

Schwerpunkt 

Finanzkrise: Wer soll
das bezahlen?!  

VORWÄRTS berichtet über
die Hintergründe der aktuellen
Finanzkrise, diskutiert die
Gegenkonzepte der etablierten
Politik und skizziert Alternati-
ven zu den vorgeschlagenen
Lösungen. Seiten 4/5

Internationales

Krise am Kaukasus

Der jüngste militärische
Konflikt zwischen Russland
und Georgien hat wieder ein-
mal die konfliktträchtige
Situation des Kaukasus in den
Fokus des öffentlichen
Interesses treten lassen. Was
steckt dahinter – und wie kann
es weiter gehen? Seite 7
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Das rechte Lager 
ist so stark und 
gefährlich wie 
nie zuvor:

Nicht nur die Finanzmärkte brechen im Herbst 2008 zusammen; und schaffen so eine lange nicht da gewesene Vertrauenskrise in den 

Kapitalismus. SPÖ und ÖVP bringen es nur mehr auf knapp über 50 % der abgegebenen Stimmen. FPÖ und BZÖ sind stark wie nie.

Und dem Tod Jörg Haiders könnte nun sogar eine neue Einigkeit der Rechten folgen …
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Wir trauern...

von Sonja Grusch,
SLP-

Bundessprecherin

Am 11. Oktober 2008 ist Jörg
Haider, der Ziehvater des öster-
reichischen Rechtsextre-
mismus, gestorben. Zweifellos
war Haider ein wichtiger Poli-
tiker – aber einer, auf den viele
gerne verzichtet hätten. Denn
in der allgemeinen „Betroffen-
heit“ wird offensichtlich ganz
vergessen, worin seine Bedeu-
tung in der österreichischen
und internationalen Politik ge-
standen hat: nämlich darin,
den Rechtsextremismus wieder
Salonfähig zu machen und zu
stärken. Es darf nicht vergessen
werden, dass Haider lange Zeit
(und vor Strache) rassistische
Stimmung gegen MigrantIn-
nen geschürt hat. Dass er keine
Berührungsängste nach rechts
und ganz rechts hatte. Dass die
restriktiven Ausländergesetze,
die es heute gibt, nicht zuletzt
das Ergebnis einer rassistischen
Grundstimmung in der Politik
sind, die Haider maßgeblich
mit aufgebaut hat.

Wir betrauern…die Migran-
tInnen die wegen Haiders ras-
sistischer Politik zu Verbre-
chern stigmatisiert, abgescho-
ben und ausgegrenzt wurden.

Wir betrauern…die Jugend-
lichen und MigrantInnen, die
von Neonazigruppen attak-
kiert werden, die sich im Um-
feld von FPÖ und BZÖ aufbau-
en konnten.

Wir betrauern…die Kärntner
SlowenInnen, die immer noch
auf zweisprachige Ortstafeln
warten.

Wir betrauern…die Studie-
renden, die dank Haiders-
FPÖ/BZÖ in der schwarz-
blauen Regierung Studienge-
bühren zahlen mussten.

Wir beteuern…die Pensioni-
stInnen, die dank derselben
Regierung nun eine niedrigere
Pension erhalten und deren 2.
und 3. Säule der Pensionsvor-
sorge gerade auf den Finanz-
märkten zerbröselt.

Wir betrauern…die Opfer
des Nationalsozialismus die
durch Haiders Verharmlosung
des 3. Reiches („Straflager“ für
KZ, „Ordentliche Beschäfti-
gungspolitik“) ein weiteres
Mal verletzt wurden.

Wir betrauern... die – Mehr-
heit – der KärntnerInnen, die
nun eine quasi Staatstrauer
über sich ergehen lassen müs-
sen, obwohl sie Haider nicht
unterstützt und nicht gewählt
haben.

Wir sind nicht bereit, aus
falsch verstandener Pietät auf
Kritik an Haider zu verzichten.
Vor allem deshalb nicht, weil
sein Tod ein neues Kapitel im
Rechtsextremismus aufschla-
gen kann: die Wiedervereini-
gung von FPÖ und BZÖ zur
dann vielleicht bei Wahlen
stärksten Partei. Einer bedroh-
lichen rechtsextremen Kraft an
deren Haider zentral mitge-
wirkt hat.

D e r  S t a n d p u n k t

von Sonja Grusch, SLP-Wien

Der große Schock des Wahl-
abends war die Stärkung der
extremen Rechten, von FPÖ
und BZÖ. Grundlage dafür
war die Politik von SPÖ und
ÖVP in den letzten Jahren.
Und zwar nicht das "Gestrei-
te", wie uns Medien und Ana-
lystInnen weiß machen wol-
len, sondern ihre Politik. Im-
mer abgehobener von den Be-
dürfnissen haben sie Ver-
schlechterungen für uns alle
beschlossen. Die ÖVP wurde
für ihre Arroganz und Igno-
ranz gegenüber den Bedürf-
nissen der Menschen - insbe-
sondere angesichts sozialer
Verschlechterungen - abge-
straft. Der SPÖ gelang es
durch soziale Rhetorik, der
kaum soziale Taten folgen
werden, den Platz eins zu hal-
ten - trotz massiver Stimmen-
verluste.

Dass Menschen über die eta-
blierten Parteien sauer sind ist
verständlich. Dass sie des-
wegen die extreme Rechte
wählen ist ein Ausdruck für
das Fehlen einer linken Alter-
native. Diese aufzubauen ist
Ziel der AktivistInnen des
Wahlbündnisses LINKE. Aber
dass sie es bei dieser Wahl
(noch nicht) war, wussten wir
im Vorhinein.

LINKE-Kandidatur: (kleiner)
Schritt in die richtige Richtung 

Schon bei der Gründung der
Wahlplattform LINKE am 19.
Juli wurde uns von manchen
erklärt, wie falsch unser Pro-
jekt wäre. Diese fühlen sich
durch das schwache Ab-
schneiden bestätigt. Tatsäch-
lich gab es aber keine Alterna-
tive zum Antreten.

Das Stimmenergebnis der

LINKE blieb hinter den Er-
wartungen zurück. Zwar war
uns klar, dass es nicht möglich
ist, das Potential von 5-10%,
das es für eine neue linke Kraft
gibt, bei dieser Wahl abzu-
schöpfen, aber wir hatten

doch auf eine Stärkung der
linken Stimmen insgesamt
(LINKE und KPÖ) gehofft.
Das war letztlich nicht der
Fall. Aber anstatt Schuldzu-
weisungen (riskantes Projekt,
falsches Programm, falscher
Wahlkampf…) ist eine Analy-
se der Rahmenbedingungen
notwendig. Tatsache ist, dass
alle kleineren Listen - unab-
hängig von ihrer Medienprä-
senz und ihrer Geldmittel
(LiF!) - marginalisiert wur-

den. Tatsache ist, dass die Lin-
ke insgesamt (LINKE und
KPÖ) Stimmen verloren hat.
Tatsache ist, dass es auch bei
der LINKE keine herausra-
genden Einzelergebnisse gibt,
die Rückschlüsse auf einen
"guten" oder "schlechten"
Wahlkampf zulassen. Tatsa-
che ist, dass die Polarisierung
und Kampagnisierung der
etablierten Parteien es für
kleinere Listen schwierig ge-
macht hat. Angesichts der
drohenden - und dann auch
eingetretenen - Stärkung der
Rechten hat auch das Argu-

ment vom "kleineren Übel"
wieder gegriffen. Eine echte
Mobilisierung ist im wesent-
lich auf Seiten der Rechten ge-
lungen. Grüne, LiF, KPÖ,
LINKE haben nur ihr un-
mittelbares Stammpotenital
zur Urne gebracht. Die LINKE
wurde dabei als schwächstes
Glied geradezu pulverisiert.
Wir verstehen, wenn Men-
schen aus Angst vor der FPÖ
wieder die SPÖ gewählt ha-
ben. Wir sind aber überzeugt,
dass die SPÖ keine Barriere
für ein weiteres Erstarken des
Rechtsextremismus darstellt.
Da sich ihre soziale Rhetorik
wieder nur als Stimmenfang
herausstellen wird, wird eher
das Gegenteil der Fall sein.

Ein Fehler wäre gewesen, nicht
zu kandidieren

Eine Kandidatur wäre dann
falsch gewesen, wenn es uns
nur um Stimmen und den
Einzug ins Parlament gegan-
gen wäre. Doch das war nie-
mals der Fall. Die SLP und an-
dere AktivistInnen der LINKE
haben vom ersten Tag an be-
tont, dass die Kandidatur ein
Schritt im Aufbau einer neuen
Formation links von SPÖ und
Grünen ist. Wir haben beim
Unterstützungserklärungen-
Sammeln und beim Wahl-
kampf viele getroffen, die eine

solche neue Kraft wollen. Und
auch viele, die sich aktiv am
Aufbau beteiligen wollen.
Falsch sind Behauptungen,
die Kandidatur hätte einem
solchen linken Projekt gescha-
det. Denn WIE verläuft der
Aufbau einer solchen neuen
Kraft? Nicht am Reißbrett
nach einem Schema F. Diverse
schon existierende solcher
neuen Formationen zeigen
die unterschiedlichsten Wege
dorthin an.

Richtig ist aber, dass eine
neue, starke linke Partei nicht
unabhängig von sozialen Be-

wegungen und Klassenkämp-
fen entstehen wird. Viele neh-
men dieses - an sich richtige
Argument - als Ausrede, wa-
rum sie sich jetzt (noch?)
nicht an Schritten in diese
Richtung beteiligen wollen.
Wir sehen unsere Aufgabe
nicht darin, passiv darauf zu
warten, dass "etwas passiert".
Gerade in Österreich ist auf-
grund der langen Tradition
der Stellvertreterpolitik und
der fehlenden Erfahrungen
mit Klassenkämpfen die Ent-
stehung von sozialen Bewe-
gungen und Streiks erschwert.
Linke können daher bei ihrem
Zustandekommen und ihrem
Verlauf eine zentrale Rolle
spielen. Es gibt daher eine
notwendige Wechselwirkung
zwischen der politischen Ar-
beit in den Gewerkschaften,
für eine kämpferische Politik
und der Beteiligung an Schrit-
ten zum Aufbau einer neuen
politischen Kraft. Konkret
zeigt sich das daran, dass die
LINKE aktiver Teil der Bewe-
gung gegen die Schließung
der Glanzstoff in St. Pölten ist
und mit Kazim Yildirim ein
betroffener und aktiver Kolle-
ge bei der LINKE kandidiert
hat.

LINKE notwendiger den je

Die Form der künftigen Ko-

alition ist bei Redaktions-
schluss noch offen. Ob Große
Koalition oder eine andere
Zusammenarbeit mit Unter-
stützung aus dem rechten La-
ger - sie werden vor dem
Hintergrund einer kommen-
den Wirtschaftskrise agieren.
Das macht jede kommende
Regierung instabil, da sie stän-
dig mit dem Schielen auf die
kommenden Wahlen in der
Regierung Wahlkampf wird
betreiben müssen, um von
den Angriffen auf die Arbeit-
nehmerInnen abzulenken.
Wie die kommenden Angriffe
genau aussehen werden, ist
noch offen, dass sie kommen
werden gewiss - und dass sie
drastisch sein werden auch.
Zu erwarten sind eine "Ge-
sundheitsreform" mit ev. hö-
heren Selbstbehalten, Lei-
stungskürzungen und einem
schlechteren Angebot in Spi-
tälern. Zu befürchten sind
weitere Kürzungen bei den
künftigen Pensionen. Weitere
Verschlechterungen bei Ar-
beitszeit, Einkommen uvm.
Während in den 1990er Jah-
ren noch breit akzeptiert wur-
de dass "wir alle den Gürtel
enger schnallen müssen" zog
die "wir können uns das nicht
leisten" Propaganda der ÖVP
nun überhaupt nicht. Jeder/m
war klar, dass eine Reihe von
Wahlzuckerln beschlossen
wurden, kaum jemand lies
sich dadurch zum Wählen ei-
ner Partei bringen, aber die
Stimmung war: "Freiwillig
gebt ihr uns ohnehin nie et-
was, also nehmen wir jetzt
mal, was wir kriegen können."
Das spiegelt die soziale Polari-
sierung und den Wunsch nach
etwas neuem wieder.

Zur Zeit kann nur die Rech-
te diesen Wunsch nach einer
Ohrfeige fürs Establishment
bedienen. Gerade unter jun-
gen WählerInnen, die ja die
Haupt-Leidtragenden der
Verschlechterung des Lebens-
standards sind, hat die FPÖ
besonders gut abgeschnitten.
Das liegt v.a. daran, dass es auf
der Linken diesmal keine star-
ke Alternative zur Wahl ge-
standen ist.

Weiter machen

Die LINKE war ein Wahl-
projekt von Menschen, die
längerfristig eine neue linke
Kraft aufbauen wollen. Daher
geht es auch nach dem 28.9.
weiter. Ein höheres Stimmen-
ergebnis hätte das vielleicht
leichter gemacht, aber an der
grundsätzlichen großen Auf-
gabe, die vor uns liegt, nichts
geändert. Die Notwendigkeit
einer neuen linken Kraft ist
überdeutlich. Die SLP schlägt
daher der LINKE eine Kam-
pagne für eine Lohnerhöhung
von mindestens 8% bei den
laufenden Kollektivvertrags-
verhandlungen vor. Und wir
werden Aktionen gegen
FPÖ&Co organisieren. Denn
der Aufbau der LINKE hat ge-
rade erst begonnen.
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Nationalratswahl 2008:

Die Wahlen am 28. September waren eine or-
dentliche Ohrfeige für SPÖ und ÖVP. Das rech-
te Lager ist massiv gestärkt und erhält fast  1/3
der Stimmen. Kleinere Listen sind geschwächt
(Grüne) oder marginalisiert (LiF). Linke erhal-
ten wenig Stimmen - bauen aber weiter auf.

Das LINKE-Wahlergebnis: 2.138 Stimmen (0,044 %)

Die LINKE ist in Wien, Salzburg, Oberösterreich, dem 
Burgenland und Tirol angetreten.

Dazu ein Kommentar der uns per Mail erreichte:

“Ich wollte euch auf diesem Wege nur zum Antreten bei der Na-
tionalratswahl gratulieren. Meine Stimme habt ihr bekommen -
nachdem ich bis jetzt mein ganzes Leben lang immer für's kleine-
re Übel (sprich, grün) gewählt habe, war es diesmal einmal an der
Zeit, aus Überzeugung zu wählen. Nach dem was man in den
Nachrichten so liest, mit dem größten Rechtsruck in Österreich seit
Ewigkeiten und dem Kapitalismus der sich grade selbst auffrisst,
war das ja wohl auch die richtige Entscheidung. Ich studiere seit
ein paar Monaten in Australien, und vor ein paar Tagen hat hier
eine Politikwissenschafterlin in einem Interview im nationalen
Sender ABC gemeint es wäre angesichts der aktuellen Weltlage
vielleicht an der Zeit den Kapitalismus zu hinterfragen und über
Alternativen nachzudenken. Was sagt man dazu.

Viel Erfolg weiterhin und schöne Grüße aus Sydney!”

Name der Redaktion bekannt

Alles gleich und alles anders



von Nora Brandes, SLP NÖ
und Jan Rybak, SLP Salzburg

Glanzstoff: 
“Die Belegschaft wurde vom ÖGB

im Stich gelassen”

In St. Pölten stehen über 300
ArbeiterInnen vor der Kündi-
gung. Unter dem Vorwand an-
geblich unerfüllbarer Um-
weltauflagen will der Eigentü-
mer Grupp die Produktion in
ein Land mit niedrigeren Löh-
nen und weniger umwelt-
rechtlichen Auflagen ausla-
gern. Eine Gruppe von Arbei-
terInnen gründete die Platt-
form "Pro Glanzstoff ", die Ak-
tionen setzte, um für den Er-
halt des Werkes zu kämpfen.
So sammelten die ArbeiterIn-
nen tausende Unterschriften
und organisierten Kundge-
bungen. Sie setzten auf eine
Zusammenarbeit mit der Ge-
werkschaft. Doch dem ÖGB
ist das Thema nicht einmal ei-
ner Stellungnahme auf seiner
Homepage wert. Anstatt die
ArbeiterInnen zu mobilisie-
ren, versuchte der Betriebsrat
die ArbeiterInnen von "Pro
Glanzstoff " immer wieder
hinzuhalten. So lud er etwa zu
einer Betriebsversammlung -
die nur auf Druck von "Pro
Glanzstoff " zustande gekom-
men war - zum Ärger der Ar-
beiterInnen das Management
ein. Dieses beanspruchte die
Hauptzeit und die ArbeiterIn-
nen hatten keine Möglichkeit
ihr eigenes Vorgehen unter
Ausschluss des Managements
zu besprechen.

"Pro Glanzstoff " organisierte
daraufhin eine Demonstration
zur St. Pöltner-ÖGB-Zentrale.

Im Aufruf von "Pro Glanz-
stoff " hieß es u.a.: "Wir sehen
es als Aufgabe der Gewerk-
schaft - ohne Rücksicht auf die
sonstigen Gewinninteressen
von Firmeneigentümern und
Politik - für die Interessen der
ArbeitnehmerInnen zu kämp-
fen. Sozialpläne auszuhandeln
ist zu wenig! Es sollte auch die
Aufgabe sein, die Arbeitsplätze
und ein funktionierendes
Werk zu erhalten!" 

Doch auch dieser Versuch,
den ÖGB aufzuwecken war
leider vergebens.

Während die ÖGB-Führung
im sozialpartnerschaftlichen
Trott blieb, erhielten die Ar-
beiterInnen Unterstützung
von engagierten Einzelperso-
nen und der LINKE. Doch die
Hinhaltetaktik der Gewerk-
schaft hat dazu geführt, dass es
mittlerweile recht aussichtslos
scheint, das Werk noch zu ret-
ten. "Pro Glanzstoff " hat sich
inzwischen aufgelöst. Da die
Gewerkschaft es verabsäumt
hat, kollektiven Widerstand
zu organisieren, sind viele Ar-
beiter in Krankenstand gegan-
gen - eine letzte Form des in-
dividuellen Protests. Grupp
hat die Produktion mittler-
weile heruntergefahren, die
ArbeiterInnen müssen aller-
dings weiterhin "arbeiten" ge-
hen.

Glanzstoff hat gezeigt, wie
nötig ein kämpferischer und
demokratischer ÖGB ist. Ge-
rade angesichts der beginnen-
den Krise werden viele Ver-
schlechterungen auf uns zu-
kommen. Um Personalabbau
und Werkschließungen zu
verhindern, muss der ÖGB
seine Aufgabe, die Interessen

seiner Mitglieder offensiv zu
vertreten, endlich wahrneh-
men. Von der Schließung be-
drohte Betriebe müssen von
der öffentlichen Hand über-
nommen werden und unter
der Kontrolle der Belegschaft
weitergeführt werden. Eine
umwelttechnische Sanierung
der Glanzstoff soll durch das
Vermögen von Grupp finan-
ziert werden, er hat jahrelang
millionenschwere Gewinne
gemacht. Da auf die ÖGB-
Führung jedoch kein Verlass
ist, ist es notwendig, kämpfe-
rische und demokratische
Strukturen innerhalb der Ge-
werkschaft aufzubauen, die
sich nicht nur damit begnü-
gen, die Gewerkschaftsspitze
zum Handeln aufzufordern,
sondern die auch selbst aktiv
Widerstand organisieren.

LINKE Aktionen gegen 
Kündigungen in Hallein

In der Region Hallein wur-
den in den vergangenen 15
Jahren schon über 1.000 Ar-
beitsplätze vernichtet. Die
Schließungs- und Entlas-
sungswelle geht weiter. Die
Gewerkschaft zieht sich mit
dem Verhandeln von Sozial-
plänen aus der Affäre und ver-
sucht nicht einmal die Ar-
beitsplätze zu verteidigen.

Fall 1: Die Tamponfabrik
von Johnson & Johnson bei
Hallein schließt mit März
2009. Trotz Rekordgewinnen -
von 2003 bis 2006 wurden 32
Millionen Euro Überschuss
erwirtschaftet - trotzdem
wandert das Werk ab. 150 Ar-
beiterInnen stehen auf der
Straße. Zynismus pur: Den

ArbeiterInnen wurden Jobs
im Johnson & Johnson-Werk
in Wuppertal (Deutschland)
als Ersatz angeboten.

Fall 2: Die Papierfabrik M-
Real ist mit 700 ArbeiterInnen
immer noch der zweitgrößte
Arbeitgeber in Hallein. Desto
größer ist der Schock für die
Beschäftigten nach der An-
kündigung des Mutterkon-
zerns den Standort Hallein
aufzugeben und über 500 Ar-
beiterInnen zu entlassen.
Hintergrund ist der Verkauf
des Geschäftsbereichs Gra-
phic Papers an den südafrika-
nischen Konzern Sappi Limi-
ted. Die Halleiner ArbeiterIn-
nen sollen als Bauernopfer für
die stattfindende Marktberei-
nigung im Papiersektor her-
halten. Schon Anfang der
1990er Jahre gab es Proteste
gegen die Schließung des
Werks. Schon damals waren
SLP-Mitglieder vor Ort, die
die KollegInnen aktiv unter-
stützt haben und geholfen ha-
ben Widerstand zu organisie-
ren.

Die sich vertiefende Finanz-
krise und der sich abzeichnen-
de Konjunktureinbruch ha-
ben immer größere Auswir-
kungen auf die Realwirtschaft.
Opfer sind die KollegInnen in
den betroffenen Berieben. Die
SLP wird sich aktiv darum be-
mühen Druck auf den ÖGB
auszuüben, damit die Arbeits-
plätze verteidigt werden. Wir
werden die betroffenen
KollegInnen bei allen Aktio-
nen unterstützen.

Die SLP setzt sich dafür ein,
dass Aktionen gegen Betriebs-
schließungen ein wichtiger
der LINKE- Kampagne sind.

VORWÄRTS-Interview

mit Samuel H., einem

Jugendlichen, der über ein

Jahr arbeitssuchend war.

Er berichtet über das

AMS und deren Kurs

"Factory". Der 17-jährige

Linzer ist bei der SLP und

beim Wahlbündnis 

LINKE aktiv und hat

nach einem Jahr und fünf

Monaten Lehrstellensuche

im August eine Lehre bei

einer Buchhandelsfirma

angefangen. Nach der

Probezeit will er in sei-

nem Betrieb über 

die GPA gewerkschaftlich

aktiv werden.

VORWÄRTS: Wie wurdest du
beim AMS behandelt?
Samuel H.: Das AMS war für
mich keine Hilfestellung, ich
bekam großteils keine Infor-
mationen, über finanzielle
Unterstützung gabs kaum In-
fos und ich wurde sofort als
faul und unfähig abgestempelt.
In meinen Augen kommt das
AMS einer Massenabfertigung
gleich, die das Ziel hat, arbeits-
lose Menschen so schnell wie
möglich in Kurse zu stecken
oder prekär zu beschäftigen,
um die Arbeitslosenrate zu
senken.

VORWÄRTS: Was denkst du
über den Kurs "Factory"?
Samuel H.: Ich glaube das es
grundsätzlich eine gute Idee ist
junge Menschen in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren, je-
doch lässt die Umsetzung zu
wünschen übrig.
Viele BetreuerInnen sind
schlecht ausgebildet und von

der Situation überfordert so-
mit können sie nur schlecht bis
gar nicht auf soziale und priva-
te Probleme eingehen.
Es war sehr eintönige Arbeit,
die schlecht bezahlt wurde und
es herrschte enormer Vermitt-
lungsdruck. Die anderen Kurs-
teilnehmerInnen waren groß-
teils depressiv und perspekti-
venlos, Rassismus und Mob-
bing waren nicht unüblich.

VORWÄRTS: Was denkst du
über die aktuelle Arbeitsmarkt-
lage für Jugendliche?
Samuel H.: Es gibt beträcht-
lich mehr Lehrstellensuchende
als Lehrstellen. Dies führt zu
Perspektivenlosigkeit, Depres-
sionen und schafft Nährboden
für Rassismus und Xenopho-
bie. Das Land Oberösterreich
investiert 25,4 Millionen für
die Ausbildung von jungen
Menschen. Dabei bleibt ein
hoher Anteil im Geldbörsel der
Unternehmen liegen - das 1.

Lehrjahr ist für Unternehmen
quasi gratis - dadurch ist ein
Lehrling eine Billigarbeits-
kraft. Weiters werden die ge-
setzlichen Rahmenbedingun-
gen verschlechtert z.B. Aufhe-
bung des Kündigungsschutz,
Arbeitszeitverlängerung. Lehr-
stellen sind so aber nicht ge-
schaffen worden. Darauf kann
es nur eine Antwort geben und
die ist internationaler gewerk-
schaftlicher Kampf!

Samuel H. ist nur ein Beispiel
von Tausenden. Jugendliche
müssen davon ausgehen, dass es
ihnen schlechter gehen wird als
den Generationen vor ihnen.
Mit offiziell 6,3 % liegt die Ju-
gendarbeitslosigkeit deutlich
über dem allgemeinen Schnitt -
bereits ein Indiz wie unsere Zu-
kunft aussehen könnte. Ange-
sichts einer drohenden Wirt-
schaftskrise und der Prekärisie-
rung von Arbeitsplätzen wurde

eine "NO Future"-Generation
geschaffen. Jugendliche sind von
Verschlechterungen im Bil-
dungssystem genauso wie von
Verschlechterungen am Arbeits-
platz betroffen,
Es ist an der Zeit sich gewerk-
schaftlich zu organisieren und
den ÖGB zu zwingen für einen
"heißen Herbst" zu sorgen und
für eine andere - eine sozialisti-
sche - Gesellschaft zu kämpfen.
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SLP kämpft im Rahmen der LINKE 
gegen Betriebsschließungen 

Die “Jugendarbeit” des AMS

Kazim Yildirim, Arbeiter bei der Glanzstoff und Aktivist von
"Pro Glanzstoff ", Kandidat der LINKE:

VORWÄRTS: Wie ist die Stimmung unter den Arbeitern im Werk? 

Kazim: Nicht gut, weil die Arbeiter traurig sind wegen dem Verlust
der Arbeitsplätze. Die Leute haben die Hoffnung auf den Erhalt des
Werkes aufgegeben.

VORWÄRTS: Wir denken, dass der ÖGB im Sommer eine Großde-
monstration für den Erhalt von Glanzstoff organisieren hätte sol-
len. Denkst du, dass das eine sinnvolle Maßnahme gewesen wäre?
Was denkst du generell über die Rolle von Betriebsrat und Gewerk-
schaft?

Kazim: Der Betriebsrat und die Gewerkschaft haben nicht viel
getan. Eine Großdemonstration wäre ein erster guter Schritt ge-
wesen. Aber in Wirklichkeit denke ich, dass ein Streik nötig ge-
wesen wäre um das Werk zu retten.

VORWÄRTS: Was sind deine politischen Konsequenzen? Du hast ja
bei den Wahlen auch für die LINKE kandidiert…

Kazim: Wir brauchen eine echte Alternative zu SPÖ und Grünen,
die endlich wirklich die Interessen von Arbeitern vertritt. So ei-
ne Alternative muss man aufbauen und deshalb habe ich für die
LINKE kandidiert.

VORWÄRTS: Was denkst du über das Wahlergebnis der Linken und
wie soll es, deiner Meinung nach, weitergehen?

Kazim: Die Linken haben nicht viel Stimmen bekommen. Die
Rechten dagegen recht viel. Die LINKE steht erst ganz am Anfang
und die Zeit vor den Wahlen war knapp. Ich finde, dass die LIN-
KE nicht nur ein Wahlprojekt sein soll, sondern es muss auch
nach den Wahlen mit dem Aufbau der LINKEn weitergehen.

Pflichtkurse, prekäre Beschäftigung und fehlende Beratung

“Wir brauchen eine Alternative”

Glanzstoff, M-REAL, Johnson & Johnson

Um eine Lehrstelle zu finden,
muss man schon genau schauen



Verstaatlichung von Verlusten

Durch das Ausmaß der Finanzkrise sind die
KapitalistInnen nun gezwungen den Staat, den
sie so lange zurückgedrängt haben, darum zu
bitten ihre Haut zu retten. Fannie Mae und
Freddie Mac, die beiden Giganten im kommu-
nalen Hypothekengeschäft in den USA, sowie
AIG, eine riesige Versicherungsgesellschaft,
wurden von der US-Regierung de facto ver-
staatlicht. Auch in Europa sehen Regierungen
plötzlich keine andere Alternative als einzugrei-
fen und Banken zu retten oder sie quasi zu ver-
staatlichen.

Aber das ist nicht die Verstaatlichung, wie wir
sie fordern: Es handelt sich um die Verstaatli-
chung von Verlusten. Die USA kauft um 700-
Milliarden faule Kredite auf und lagert sie in ei-
nem staatlichen Fonds zwischen. Die Schulden
der Banken werden der ArbeiterInnenklasse
aufgebürdet, während Wall Street Banker sich
mit Millionenabfertigungen verabschieden.
Einfachen HausbesitzerInnen, die bis über bei-
de Ohren in Schulden stecken, wird nicht gehol-
fen. Das Problem löst das Hilfspaket nicht, da
damit vermutlich nur einen Bruchteil dieser
faulen Kredite aus dem System genommen
wird.

Kapitalistische Regierungen nicht links, sondern
planlos

Das Einschreiten der Regierungen ist aus Sicht
der herrschenden Klasse nötig, um das System
vor dem völligen Zusammenbruch zu retten.
Manche IdeologInnen des Neoliberalismus
protestieren zwar, aber die plötzliche Liebe zum
Staat bedeutet keinesfalls einen Linksruck der
PolitikerInnen, die nun diese Rettungsaktionen
durchführen. Sie haben lediglich die Lehren aus
1929 gezogen, als der Staat nichts getan hatte,
um den Bankenkrach zu verhindern. Interve-
niert wird dort, wo die Folgen so groß wären,
dass ein vollständiger Kollaps des Finanzsy-
stems droht.

Bei diesen Rettungsaktionen handelt es sich
nicht um tatsächliche Vergesellschaftung unter
Kontrolle der Beschäftigten, sondern es geht da-
bei darum, die Banken auf Kosten der Arbeiter-
Innenklasse zu sanieren und dann wieder zu
privatisieren, sobald sie wieder stabil und profi-
tabel sind. Gleichzeitig zeigt sich an den chaoti-
schen Panikreaktionen der einzelnen Regierun-
gen, dass sie kein Konzept für die Lösung der
Krise haben - weil sie im Rahmen der kapitali-
stischen Logik agieren. Tatsächlich sind sie in ei-
ner lose-lose-Situation: In Wirklichkeit können
sie sich die Rettungsaktionen und finanziellen
Hilfen nicht leisten, gleichzeitig können sie sich
aber auch nicht leisten, einfach nur zuzusehen.

Wir tragen die Folgen!

Das Gerede, dass die "Realwirtschaft" robust
sei und sich die Krise nur auf den Finanzsektor
beschränkt sei, wurde bereits Lügen gestraft. Die
Trennung in "Finanzwirtschaft" und "Realwirt-
schaft" ist künstlich - diese beiden sind untrenn-
bar verflochten. Die US-Wirtschaft ist schwer
getroffen, die Eurozone befindet sich im
Schrumpfen. Überall ist von Rezession die Re-

de. Die Hoffnung, dass andere Länder die Rolle
der USA als Zugpferd übernehmen könnten, er-
wies sich ebenfalls als trügerisch. Wir stehen vor
einer weltweiten ernsthaften Weltwirtschafts-
krise. Die EU-Granden haben bereits den Stabi-
litätspakt, über Jahre hinweg neoliberales Hei-
ligtum und Hintergrund von Nulldefizit und
Sparpaketen, ausgesetzt. Für Österreich liegen
die “Wachstums”-Prognosen für 2009 bei rund
einem Prozent. Die Vorboten der Krise sind
deutlich zu sehen.

Es gab bereits erste Betriebsschließungen
(Johnson & Johnson in Hallein, König & Bauer
in Mödling und Ternitz, Thyssen-Krupp in
Gratkorn, Hämmerle in Vorarlberg, Schindler
stellt seine Rolltreppenproduktion in Wien
ein,... ) und verstärkten Personalabbau in Öster-
reich (Siemens, Magna, Telekom,...). Die öster-
reichischen Banken sind ebenso international
verflochten und damit betroffen. Die Mutter
der Bank Austria die italienische UniCredit,
steckt in Problemen, ebenso die Bayern LB,
Mutter der Hypo-Alpe-Adria, Dexia, die an der
Kommunalkredit beteiligt ist, Cerberus im Fal-
le der Bawag. Die unbegrenzte Garantie der
Spareinlagensicherung wird das Problem nicht
lösen; denn der Staat kann ggf. nicht einmal ei-
ne einzige Großbank vollständig auffangen.

Was wird die Krise bedeuten? 

Wir müssen uns heute auf eine Wirtschaftskri-
se einstellen, deren soziale Folgen weitreichend
sein werden.

1) Durch die Umstellung der Pensionen auf
das 3-Säulen-Modell (de facto eine Teilprivati-
sierung im Rahmen der letzten Pensionsre-
form) und die Abfertigung neu sind viele Ar-
beitnehmerInnen direkt betroffen - die Gelder
die sie in private Pensionsvorsorge gesteckt ha-
ben bzw. die Abfertigungen, die in ihrem Na-
men in Aktien angelegt wurden, sind zum Teil
weg. Ähnlich verhält es sich im Falle von Mitar-
beiternnenbeteiligungen, die zuletzt von den
Unternehmern aber auch von Seiten der Ge-
werkschaft gepuscht wurden.

2) Betriebsschließungen und Personallabbau
bedeuten steigende Arbeitslosigkeit. Jede kom-
mende Regierung wird Sozialabbau betreiben.
Die ArbeitnehmerInnen sollen den Preis dafür
zahlen, dass Finanzspritzen an Banken ausge-
zahlt werden. Bei den kommenden Lohnrunden
werden die ArbeitgeberInnen versuchen ange-
sichts der Krise nur geringe Lohnerhöhungen
zuzulassen. Die Beschäftigten brauchen v.a.
wegen der hohen Inflation aber Reallohnerhö-
hungen - ob die Gewerkschaft diese rausholt, ist
aber angesichts ihrer zögerlichen Politik frag-
lich.

3) Auf internationaler Ebene wird deutlich
dass der Kapitalismus nicht funktioniert und
die neoliberale Ideologie am Ende ist. Auch die
kapitalistische EU kann daran zerbrechen - die
Krise führt bereits jetzt zu einem Rückzug der
einzelnen Nationalstaaten und zu einer weite-
ren Schwächung der EU.

Die Tatsache, dass der Staat Milliarden für die
Banken auszugeben bereit ist, aber nicht für  So-
ziales oder für andere Anliegen der Arbeitneh-
merInnen, wird enorme Wut und Stimmung
gegen das bestehende System auslösen. Auch

wenn die ArbeiterInnenklasse zu Beginn durch
die mögliche Schärfe der Krise geschockt sein
kann, kann es dennoch zu Kämpfen kommen.
Der Kapitalismus wird zunehmend in Frage ge-
stellt - aber ob dieser von links oder von rechts
aufgegriffen wird, wird vom Kräfteverhältnis
abhängen. Für Menschen, die nach einem Aus-
weg aus der Krise suchen, können sozialistische
Ideen wieder attraktiv werden.

4) Gleichzeitig kann die Krise der extremen
Rechten nützen, gerade wenn es nicht gelingt,
die Gewerkschaften in demokratische Kampfin-
strumente der ArbeiterInnenklasse umzuwan-
deln bzw. wenn es nicht gelingt eine Alternative
von links in Form einer neuen starken Arbeiter-
Innenpartei aufzubauen. Steigende Arbeitslo-
sigkeit und eine sich verschlechternde soziale Si-
tuation bereiten den Boden für den Erfolg von
rassistischer Hetze auf. FPÖ und BZÖ greifen
bereits jetzt soziale Themen auf und wettern ge-
gen die Banken und Spekulanten, inklusive
pseudo-antikapitalistischem Auftreten.

Lösung durch "besseren" Kapitalismus?

Welche Lösung gibt es? Stärkere Regulierung
der Finanzmärkte und keynesianische Maßnah-
men? Das wird die Probleme nicht lösen. Dafür
sind die dem Kapitalismus zugrundeliegenden
Widersprüche zu groß. Wenn kontrolliert und
reguliert wird, ist immer die Frage: in wessen
Interesse. Solange dies im Sinne der Profitlogik
passiert, sind neue Krisen vorgezeichnet. Auch
ein stärkerer Staat ist noch keine Lösung. Staats-
interventionismus an sich ist keine linke Politik.
Die Kriegswirtschaft sowohl der Nazis, als auch
die US-Militärprogramme unter Reagan beruh-
ten auf einem starken Staat. Der Keynesia-
nismus - also der nach John Maynard Keynes
benannte Ansatz, Krisen durch temporäre
Schuldenaufnahme zu verhindern - geht hier
zwar zumindest theoretisch weiter. Investiert
wird demnach in Infrastruktur, dadurch sollen
Jobs geschaffen und die Wirtschaft angekurbelt
und dann wieder Schulden abgebaut werden.
Nur: Die Schulden sind schon jetzt da! Für ei-
nen "Austrokeynesianismus" wie unter Kreisky
fehlen heute die ökonomischen Spielräume.
Gemessen am BIP stieg die Rate der staatlichen
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Krise des Kapitalistismus: Warum
Seit Jahrzehnten wird uns erzählt, dass der freie Markt
das beste aller Systeme sei. Vor allem in den letzten 20
Jahren zog sich der Staat zurück - es wurde privatisiert,
Sozialausgaben gekürzt, dereguliert. Mit dem aktuellen
Zusammenbruch der Finanzmärkte ist alles anders.
Nun rufen die Banken und Konzerne nach dem 
Einschreiten der Regierungen um sich und den 
Kapitalismus zu retten. Laura Rafetseder analysiert
die Entwicklung aus marxistischer Perspektive.

Marx hatte recht: 
Kein Kapitalismus
ohne Krisen

Die Ursache der aktuellen Finanzkrise ist
nicht nur die Gier der Wall-Street-Banker und
der Spekulanten. Seit Mitte der 70er Jahre be-
findet sich der Kapitalismus in einer struktu-
rellen Krise. Der lange Aufschwung davor war
eine Ausnahmesituation einer scheinbar fried-
lichen Entwicklung des Kapitalismus mit
wachsendem Wohlstand. Dieser Nachkrieg-
saufschwung war aber nur möglich aufgrund
des vorangegangenen Zweiten Weltkriegs, sei-
ner Zerstörungen und der damaligen Fähigkeit
der USA die Lokomotivfunktion für die Welt-
wirtschaft zu übernehmen. Die Entwicklung in
den 1980er, 1990er Jahren und danach blieb
deutlich hinter dieser langen Ausnahmeperio-
de zurück. Statt Investitionen in die Produk-
tion verlegten sich die KapitalistInnen auf die
Jagd nach immer höheren Profiten an der Bör-
se. Dort werden aber keine neuen Werte ge-
schaffen - sondern nur zwischen den Kapitali-
sten hin und her geschoben. Und: der Zu-
sammenbruch des Stalinismus und der Rechts-
ruck der Sozialdemokratie stärkten die ideolo-
gische Basis des Neoliberalismus, der bis zu-
letzt andauerte.

Aufschwung auf Pump

Die schwachen Aufschwünge seit den 70er
Jahren und die Periode des Neoliberalismus
bedeuteten, dass die ArbeitnehmerInnen selbst
von Wachstumsphasen kaum mehr profitier-
ten. Durch Lohndruck, Sozialabbau und Priva-
tisierung wurden die Reichen immer reicher
und die Armen immer ärmer. Gleichzeitig
wurden durch die zunehmende Spekulation
höchst riskante Blasen aufgebläht; Blasen die
nun platzen.

Der jüngste Aufschwung, der dem Platzen der
IT-Blase 2001 folgte, basierte zum größten Teil
auf Pump; also der Ausdehnung von öffent-
licher und/oder privater Verschuldung. Um die
Krise von 2001 zu überwinden hatte die US-
Notenbank die Leitzinsen gesenkt, um Kredite
zu verbilligen und dadurch die Wirtschaft an-
zukurbeln. Das hat eine ungeheure Kreditblase
geschaffen - Banken und SpekulantInnen ar-
beiteten mit Geld, das sie sich nur per Kredit
borgten. Vor allem der Immobilienmarkt wur-
de zum Spekulationsobjekt für alle möglichen
Anlageformen; die Preise stiegen hier ins Uner-
messliche.Auch die ArbeitnehmerInnen in den
USA sind schwer verschuldet. Wegen der stag-
nierenden bzw. sinkenden Reallöhne - und
steigenden Immobilienpreise - mussten/konn-
ten die Menschen hier immer höhere Hypothe-
ken aufnehmen, um ihre laufenden Ausgaben
bzw. ihren Wohnraum zu finanzieren. Nun ist
der Markt zusammengebrochen, die Preise
(und die damit verbundenen Anlagen) im Kel-
ler, die Schulden da und die Kaufkraft weg.
Doch es war der US-Konsum, der bisher die
Weltwirtschaft, und die Exporte aus China und
anderen Ländern antrieb und finanzierte. Wie
ein gedehntes Gummiband schnalzt die Ent-
wicklung zurück. Gewaltige Summen haben
sich über Nacht als faule Kredite erwiesen. Ban-
ken drohte die Zahlungsunfähigkeit. Von den
USA ausgehend, taumelt inzwischen eine Re-
gion nach der anderen in die Krise.



Verschuldung in den 1980er und 1990er Jahren
- trotz Solzialabbau und Sparpaketen (!) -
gegenüber der Periode Kreisky auf das Doppel-
te! Der Kapitalismus hat keine Ressourcen für
soziale Rüscherln. Natürlich gäbe es eine Reihe
von Maßnahmen, die zu einer Umverteilung
von oben nach unten führen würden - Steuer-

reformen, Arbeitszeitverkürzung, Reallohner-
höhungen etc. Der Haken dabei: Jedes Unter-
nehmen wird ihnen zustimmen, solange es
selbst davon nicht betroffen ist. Eben weil der
ökonomische Spielraum enger ist, muss der
Kampf für solche Schritte viel härter sein als in
der Vergangenheit. Aber selbst wenn keynesia-

nische Maßnahmen gesetzt würden, die kurz-
fristig Verbesserungen für (Teile) der Arbeiter-
Innenklasse bedeuten könnten, würde das län-
gerfristig keinen Kapitalismus mit menschli-
chem Antlitz schaffen. Maßnahmen, die eine
Umverteilung hin zur ArbeiterInnenklasse
bringen, beschneiden die Profite und damit die
Rentabilität des Kapitals. Faktoren, die wiede-
rum Ursachen und Auslöser für Krisen sind,
und diese nicht verhindern können.

Sozialistischer Plan ist einzige Alternative zu kapi-
talistischem Desaster

Es ist nicht egal, wem die Banken gehören.An-
stelle einer Verstaatlichung der faulen Kredite
und ausstehenden Forderungen des Finanzka-
pitals sollen die Banken und Finanzinstitutio-
nen (Versicherungen, Hedgefonds etc.) ver-
staatlicht und mit demokratischer Planung un-
ter der Kontrolle und Verwaltung der Beschäf-
tigten weitergeführt werden. Entschädigungen
für KleinaktionärInnen und KontoinhaberIn-
nen sollten nur im Falle nachgewiesener Be-
dürftigkeit gezahlt werden.

Das wirft natürlich die Frage nach dem Eigen-
tum und der Kontrolle weiterer Teile der Wirt-
schaft und die Notwendigkeit einer demokrati-
schen Planung auf: Betriebe, die geschlossen
werden sollen oder Leute entlassen, sollten
durch die öffentliche Hand übernommen wer-
den. Und zwar unter Kontrolle jener, die den
Reichtum schaffen - der Beschäftigten.

Die Produktion sollte insgesamt die Bedürf-
nisse der Gesellschaft und nicht die Profitinter-
essen einiger weniger befriedigen. Darum geht
es auch nicht nur um einige wenige Unterneh-
men, sondern letztlich um die Frage der gesam-
ten Wirtschaft. Statt des Chaos des Marktes tre-
ten wir für eine demokratisch geplante Wirt-
schaft ist ein. Der einzige Ausweg aus der Kat-
astrophe Kapitalismus ist die Überwindung
dieses Systems. Wir wollen keine Verstaatli-
chung von Verlusten, sondern eine Vergesell-
schaftung der Schüsselbetriebe unter Kontrolle
und Verwaltung der Beschäftigten, um nach
den Bedürfnissen der Mehrheit zu produzieren
und nicht für die Profite einer Minderheit.
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m sollen wir bezahlen?

von Albert Kropf, SLP-Wien

Was haben Loks der ÖBB, Innsbrucker Klär-
anlagen, die acht Donaukraftwerke, Wiener
Straßen- und U-Bahnen, das burgenländische
und oberösterreichische Stromnetz, Teile der
wiener Kanalisation und Sortierungsanlagen
der Post mit der US-amerikanischen Finanzkri-
se zu tun? Auf den ersten Blick sagen wohl Vie-
le: Gott sei Dank nicht viel.

Leider ist das falsch. Das alles und noch viel
mehr gehört US-Investmentbanken. Somit ist
die Finanzkrise schon längst in Österreich ange-
kommen, bevor hier auch nur eine Bank zu
wackeln beginnt. Das ist ein großer Unterschied
zur großen Krise der 1930er Jahre. Als am 11.
Mai 1931 mit der Credit-Anstalt (CA) die größ-
te Bank der 1. Republik offiziell zu bröseln be-
ginnt, ist das das Ende und nicht der Beginn ei-
ner Bankenkrise in Österreich.

Der Zusammenbruch der Monarchie schuf für
den Industrie- und Bankensektor neue Realitä-
ten. Zweigstellen und Töchter wurden in Nach-
folgestaaten der Monarchie teilweise nationali-
siert. Die in Österreich verbliebenen Industrie-
und Bankkapazitäten, waren überdimensio-
niert. Die Banken versuchten durch Aktienkäu-
fe in den Nachfolgestaaten gegen zu steuern und
ihre dominierende Stellung im Donauraum
beizubehalten.

Das österreichische (Industrie)Kapital war
aufgrund der verspäteten Entwicklung sehr
schwach. Deswegen fand die Verschmelzung
von Industrie- und Finanzkapital früher als in
den kapitalistisch hoch entwickelten Staaten
statt. 1907-13 wurden 59 % aller Industriegrün-

dungen zu 67 % von den Banken finanziert. Ei-
ne Trennung von Industrie- und Finanzkapital
war gar nicht mehr möglich.

Lenin beschrieb diese Verschmelzung in sei-
nem Buch "Der Imperialismus als höchstes Sta-
dium des Kapitalismus". Er zieht als Beispiel den
deutschen Industriekonzern AEG heran und
zeigt, dass der Industriekonzern AEG nicht
mehr von der Bank AEG zu trennen ist. AEG
handelt als Industrie- und Bankkonzern gleich-
ermaßen. Für die österreichische Entwicklung
ist der Umkehrschluss noch viel tragender. Dass
nämlich Banken ebenfalls die Rolle von Indu-
strien übernehmen. Trotzki bezeichnete das ge-
sellschaftliche Aufholen nach einem verspäteten
Start als "ungleichmäßige und kombinierte Ent-
wicklung". Das heißt, obwohl die Industrialisie-
rung bei uns viel später stattgefunden hat als in
anderen Ländern, wurde nicht deren Entwik-
klung Etappe für Etappe gleich nachgelebt, son-
dern abgekürzt bzw. übersprungen.

Für die Krise der CA ist das von Bedeutung.
Nach 1918 hielten an einem Teil der Industrie
die Banken bereits die Mehrheit. Mit verschul-
deten Betrieben rutschte ein weiterer Teil der
Industrie in die Abhängigkeit der Banken. Die-
se Betriebe konnten aber wegen fehlendem Ka-
pital nicht verkauft werden. Das führte dazu,
dass Betriebe Kredite aufnahmen, um Dividen-
den an jene Banken auszuzahlen, bei denen sie
die Kredite hatten.

1924 verschärfte eine durch Spekulation aus-
gelöste Börsenkrise das Klima. Es folgten Bank-
encrashs, Fusionen und Krisen: 1924 die Allge-
meine Deposit Bank, 1926 die Biedermannbank
und die Centralbank der Deutschen Sparkassen

und schließlich war 1929 mit der Boden-Credit-
Anstalt (BCA) die 2. größte Bank der Republik
zahlungsunfähig. Um einen völligen Crash zu
verhindern wurde die Bilanz der BCA geschönt
und sie mit der CA fusioniert. Bis diese selbst im
Mai 1931 zu zerbröseln begann.

Es folgte die Rettung der CA durch den Staat.
Der übernahm die Bürgschaft über rund 1,2
Mrd. bei jährlichen Einnahmen von 2 Mrd.
Schilling. Die konservative Regierung setzte
trotzdem weiter auf Hartwährungspolitik. Die
Folge waren Sparpakete, Gehaltskürzungen bei
Beamten und Eisenbahn sowie Steuererhöhun-
gen auf Bier und Zucker. Am Tiefpunkt der Kri-
se 1933 war das BIP auf 77,5 % von 1929 gesun-
ken, zeitgleich stieg die Zahl der Arbeitslosen
von 200.000 auf 800.000, davon fast ½ Million
"ausgesteuert" (ohne Sozialleistungen). Es gab
zwar keine Inflation, aber für die Mehrheit der
Menschen spielte das kaum eine Rolle. Sie hat-
ten nichts mehr. In diesem Sinn meinte auch
Qualtingers Herr Karl: "Der Schilling war hart,
aber derwischt hat ma ihn net".

aus einem Flugblatt der Socialist Alternative
(CWI, USA) übersetzt von Harald Mahrer, SLP

"Wenn die Wall Street damit durchkommt,
wird das einen historischen Betrug am amerika-
nischen Volk darstellen - Zucker für die Schur-
ken, anhaltenden Schaden für die Opfer.", so be-
schreibt der Journalist William Greider das Ret-
tungspaket für die Wall Street.

Das gesamte kapitalistische System ist in einem
chaotischen Zustand,da der Zusammenbruch des
Finanzsystems eine realwirtschaftliche Depres-
sion nach sich zu ziehen droht. Für die arbeiten-
de Bevölkerung kommt das nach Jahren der stag-
nierenden Löhne, des Verlust von Millionen gut
abgesicherten Jobs, einer Welle von Haus- und
Grundstückspfändungen und einer Serie von
Preissprüngen bei Treibstoffen und Lebensmittel.

Die Krise wurde von den Kapitalisten selbst
ausgelöst. Ihre Profitgier destabilisierte das ge-
samte System. Ihre Argumente, der Markt wür-
de die Probleme schon lösen, stellen sich jetzt als
plumpe Bettelei heraus, mit Steuergeldern geret-
tet zu werden.

Die Heuchelei des Washingtoner Establish-
ments ist geradezu atemberaubend. Am Vora-
bend der Präsidentenwahl mutieren die gestri-
gen Verfechter der Deregulierung der Finanz-
märkte und der Steuersenkungen für die Super-
reichen zu selbsternannten Verteidigern des
"kleinen Mannes" gegenüber den "kriminellen
Eliten" der Wall Street.

Jedes Mal wenn ArbeiterInnen, Gewerkschaften
oder soziale Bewegungen, höhere Löhne, bessere
Sozialleistungen und -einrichtungen forderten,
bekamen sie zu hören: "Wir können uns das nicht
leisten." Jetzt will die Regierung einen Freibrief
um bis zu 1.000 Milliarden US-Dollar aufwenden
zu können, um den Bankern der Wall Street ihre
faulen Kredite abzukaufen. Dieses Geld sollte
stattdessen verwendet werden, um Gesundheits-
versorgung, Bildung, Kinderbetreuung, leistbare
Wohnungen und Löhne, von denen man leben
kann, für jede und jeden zu garantieren.

Die Spitzen der Politik geben vor, dass das Ret-
tungspaket für die Wall Street nötig wäre, um ei-
ne wirtschaftlichen Katastrophe für die arbeiten-
den Menschen zu verhindern. Dennoch fordern
sogar die demokratischen Abgeordneten im
Kongress nur völlig unzureichende Scheinrefor-
men im Finanzwesen, im Abtausch für die größ-
ten Steuergeschenke an Konzerne aller Zeiten.
Die Wall Street und die großen Banken sind ent-
larvt worden als Hort der Spekulation und Kor-
ruption. Sie sind die einflussreichste Lobby in
Washington und haben die Karrieren unzähliger
PolitikerInnen finanziert, auch jene von Obama
und McCain.

In Wahrheit hat dieses so genannte Rettungspa-
ket nichts mit der Absicherung der wirtschaft-
lichen Zukunft einfacher Leute zu tun. Es hat viel
mehr damit zu tun, ihr System der Ausbeutung
und Profitmacherei mit den Steuergeldern aller
aufzufangen. Sogar die Befürworter des Ret-
tungsplans geben zu, dass das Paket Millionen
von Familien nicht davor bewahren wird, ihre
Eigenheime durch Pfändungen zu verlieren. Sie
geben auch zu, dass das Paket nichts an Teuerung
und steigender Arbeitslosigkeit ändern wird.

Big Business und die PolitikerInnen, die von
ihm bezahlt werden, weigern sich Steuergelder
dort auszugeben, wo es wirklich zur Überwin-
dung der Krise betragen könnte: Für die Strei-
chung der Schulden der kleinen HausbesitzerIn-
nen, Studierenden und arbeitenden Menschen
im Allgemeinen. Für die Schaffung von Arbeits-
plätzen durch ein öffentliches Investitionspro-
gramm für den Bau von Schulen und Spitälern,
sauberen Kraftwerken und anderen gesellschaft-
lich sinnvollen Projekten. Die arbeitende Bevöl-
kerung muss gegen diesen Betrug kämpfen, sie
hat die Macht ihn zu verhindern.

Wenn Banken krachen …

Das Rettungspaket für die Wall Street:

Betrug an den
ArbeitnehmerInnen

SCHWERPUNKT FINANKRISE
Termine & Anmeldung zu verschiedenen

Veranstaltungen über Ursachen und Lösungen zur

Finanzkrise sowie den “Antikapitalismus” der Rechten

unter www.slp.at



Abo bestellen!

Tel.: 01/524 63 10
oder EUR 18,00* 
an PSK 8812.733 

überweisen.

Namen, Anschrift und 
Kennwort “Abo” 
nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne 
eigenem Einkommen EUR 10,00

Alle Preise für 10 Ausgaben 
inkl. Porto und Versand

Wer ist 
Martin Graf?

Was sagt Martin Graf … 

… etwa zum 1991 verstorbe-
nen Neonazi Norbert Burger
(er war wie Graf "Alter Herr"
der Burschenschaft Olympia)? 

"Ich habe Norbert Burger im-
mer geschätzt und tue das auch
über den Tod hinaus."

Was tut Martin Graf …

… als Mitglied bei der Bur-
schenschaft Olympia, also ei-
ner Vereinigung bei deren Ver-
anstaltungen regelmäßig be-
kannte Neonazis als Referen-
ten oder Sänger eingeladen
werden. Er sagt:

“Ich bekenne mich dazu, dass
ich rechts bin. Aber ich bin ein
aufrechter Demokrat.”

Wie nutzt Martin Graf …

… seine Positionen und Äm-
ter? Die konservative PRESSE
dazu:

"Der dreifache Vater war
zwischen 2003 und 2006 Ge-
schäftsführer des Austrian Re-
search Centers in Seibersdorf.
In diesem Zusammenhang
wurde ihm vorgeworfen, Po-
sten mit ihm nahestehenden
Burschenschaftern besetzt zu
haben."

Der FPÖ-Abgeordnete

Martin Graf, der in

absehbarer Zeit zum

dritten Nationalrats-

präsidenten gewählt

werden soll und 

Mitglied der rechts-

extremen Burschen-

schaft Olympia ist,

treibt sein Unwesen

nicht nur in der 

Politik. Er ist auch

Präsident des kleinen

Wiener Fußballvereins

Hellas Kagran.

VORWÄRTS inter-

viewte Margarita

Döller, die selbst

Spielerin bei Hellas

Kagran ist.

VORWÄRTS: In welcher Form
benutzt Martin Graf sein Amt,
um seine politischen Ansichten
ins Vereinsleben einfließen zu
lassen?
Margarita: In der Anfangs-
zeit merkte man von seiner Ge-
sinnung gar nichts, er outete
sich bei der Wahl zum Präsi-
denten nicht einmal als FPÖ-
Mitglied. Er benutzte sein
Amt, um langsam etwas aufzu-
bauen und organisierte als bis-
her zum Glück einzigen Höhe-
punkt eine FPÖ-Wahlkampf-
kundgebung während des re-
gulären Trainingsbetriebes.
Gegenüber den Vereinsmit-
gliedern hielt er dies jedoch ge-
heim und tarnte die Veranstal-
tung als Spanferkelessen des
RFJ 22.

VORWÄRTS: Was hat sich bei
dieser Aktion konkret abge-
spielt?
Margarita: Es nahmen zahl-
reiche prominente Wiener
FPÖler, die auch namentlich
vorgestellt wurden, teil. Darü-
ber hinaus Mitglieder des RFJ,
darunter auch Johann Gude-
nus. Auch FPÖ-Anhänger aus
anderen Bundesländern fan-
den sich mit Österreichfahnen
am Vereinsplatz ein. Insgesamt

waren es ungefähr 150 Leute.

VORWÄRTS: Wie waren die
Reaktionen seitens der Vereins-
mitglieder?
Margarita: Ich kann nur für
die Frauenmannschaft spre-
chen, aber drei Mitglieder des
Teams haben sich geweigert,
weiterzutrainieren. Wir haben
uns mit LINKE- T-Shirts am
Rande des Geschehens positio-
niert, beobachteten das Ge-
schehen mit Grauen und dis-
kutierten mit anderen Mit-
spielerinnen. Der Großteil der
Mannschaft verstand unseren
Standpunkt, wollten aber nicht
mit uns dagegen protestieren.
Das einzig positive an diesem
Abend war ein Interview, das
wir einem FM4-Reporter ge-
ben konnten. Wir stellten klar,
dass diese Kundgebung nicht
dem Willen aller Vereinsmit-
glieder entspricht. Martin Graf
nahm sich somit das Recht,
uns beim Training zu stören
und uns seine Gesinnung auf-
zuzwingen.

VORWÄRTS: Blieb es bei dieser
einen Aktion? 
Margarita: Nein. Wir ärger-
ten uns an diesem Freitag
furchtbar darüber, dass wir

keine Gegenkundgebung orga-
nisiert haben und wollten dies
beim folgenden Heimspiel
nachholen und einen antiras-
sistischen Fanblock organisie-
ren. Leider gelang uns das
nicht besonders gut und das
hatte zur Folge, dass Martin
Graf mehr Leute zu dem Spiel
bringen konnte. Es waren
großteils junge Männer, die am
Spielfeldrand herumlunger-
ten. Sie positionierten sich ge-
nau neben unseren Genossin-
nen. Besonders fielen sie durch
frauenfeindliche "Anfeue-
rungsrufe" gegenüber beiden
Teams auf. Nebenbei bemerkt
war dies das erste Spiel der
Frauenmannschaft, das Mar-
tin Graf besuchte.

VORWÄRTS: Was wollt ihr in
Zukunft gegen Graf und seine
Kumpanen unternehmen?
Margarita: Für uns ist er als
Präsident untragbar. Bemer-
kenswert ist, dass Hellas Ka-
gran Teil des SPÖ-nahen
ASKÖ ist. Wir werden unter
MitspielerInnen und Vereins-
mitgliedern darüber informie-
ren, wer Graf ist und warum er
untragbar ist. Ziel ist einE anti-
rassistische PräsidentIn.
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LINZ
jeweils Montag, 18.00 Uhr, 
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

NIEDERÖSTERREICH 
nicht regelmäßig, 
Infos: Tel. 01/524 63 10 oder slp@slp.at 

SALZBURG
Salzburg Stadt
jeweils Donnerstag, 19.00 Uhr, 
“Shakespeare”, Salzburg, 
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

Hallein
Infos zu den Treffen unter:
Tel. 01/524 63 10 oder slp@slp.at 

Radstadt
SLP-Treffen erfragen unter 0664 7831367

KLAGENFURT
nicht regelmäßig, 
Infos: Tel. 01/524 63 10 oder slp@slp.at 

WIEN
Jugend-Gruppe 
jeden Montag um 18.30,
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8, 
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

SLP Wien-West
jeden Mittwoch um 19 Uhr,
Fünfhauser Stüberl, 15., Löhrgasse 13,
(U3, U6 Westbahnhof)

SLP Wien-Nord
jeden Donnerstag um 18.30,
“Bieroase”, 20.,Brigittaplatz 18, 
(U6 Jägerstraße)

SLP Wien-Süd
jeden Donnerstag um 19 Uhr,
Rüdigerhof, 5., Hamburgerstraße 20, 
(U4 Pilgramgasse) 

In Ihrer Nähe gibt es noch keine SLP-Gruppe?
Wir unterstützen Sie gerne als individuelles
Mitglied beim Aufbau von Aktivitäten.

DIE SLP-TREFFPUNKTE

Hellas ohne Graf!

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333

S P E N D E N

von Michael Gehmacher,SLP-Wien 

Die SLP auf "Österreich
Tour" so könnte man einen Teil
des Wahlkampfes aus Sicht der
SLP zusammen fassen. SLP-
Mitglieder waren im Juli und
August in ganz Österreich
unterwegs um die Kandidatur
für die LINKE abzusichern.
Verstärkt wurde die Reisetätig-
keit noch durch die Unterstüt-
zung für die KollegInnen der
Glanzstoff. Im Wahlkampf wa-
ren wir nicht nur in den für
uns eher neuen Bundeslän-
dern Steiermark, Niederöster-
reich und Burgenland aktiv.
Auch in den Bundesländern
wo wir schon aktiv sind, waren
wir in vielen "neuen" Orten

wie etwa Wels, Enns, Leonding
oder Ried in Öberösterreich.
In zahlreichen Städten und
Gemeinden sammelten wir
Unterstützungserklärungen
und organisierten Veranstal-
tungen oder wurde zu Treffen
eingeladen. So konnten wir z.B
am 6.10. in Graz die SLP im
Rahmen eines LINKE-Treffens
vorstellen. Im Zuge des Wahl-
kampfs und unmittelbar nach
der Wahl haben wir viele Men-
schen kennen gelernt mit de-
nen wir jetzt zusammenarbei-
ten wollen. In Salzburg und
Hallein wird dies vor allem ge-
gen die Kündigungen in der
Papierfabrik und bei Johnsen&
Johnsen sein. Wir versuchen
hier eine Verbindung zu den

Kollegen in St. Pölten herzu-
stellen In Oberösterreich wer-
den wir die vielen Kontakte
nutzten um rund um den Pro-
zess gegen den neonazistischen
BFJ, eine starke antifaschisti-
sche Kampagne aufzuziehen.
Ein wichtiger Teil unseres
Wahlkampfs waren auch  krea-
tive Aktionen. Etwa bei unserer
Wahlkampfaktion vor dem So-
zialmarkt in Wien Favoriten:
Viele Menschen waren empört
über die zynische Aussage von
Fiona Swarovski. Sie meinte,
dass Menschen, die mit ihrem
Einkommen kein Auslangen
mehr finden, doch einfach ihr
Gemüse zu Hause anbauen
sollen.

Am 18. September pflanzten

SLP-AktivistInnen vor dem
Sozialmarkt im 10. Bezirk
symbolisch Gemüse an. Da-
nach hieß es warten bis die Saat
aufgeht. Trotz mehrmaligem
gießen, war die Ernte recht
mager. Eine Aktion die den Zy-
nismus der Reichen auf den
Punkt und viele Menschen
zum Schmunzeln brachte. Bei
einer weitern Aktion, wurden
die Namen von Firmen die
Leute kündigen (Glanzstoff,
Siemens, Telekom, RTW-Berg-
heim usw.)  auf den Stufen des
AMS angebracht. So mancher
Arbeitsloser war froh, endlich
einmal den Spieß umdrehen
und sich an den Firmenschil-
dern die Schuhe abputzten zu
können.

Neben dem Wahlkampf pas-
sierte auch sonst so einiges,
viele SLP-Mitglieder beteilig-
ten sich an der Sommerschu-
lung unserer Internationale in
Belgien, neue Leute haben die
den Weg in die SLP gefunden,
und unser Genosse Sebastian
Kugler wurde an seiner Schule
zum Schulsprecher gewählt.

Sozialistinnen und Sozialisten aktiv im Wahlkampf

Gefällt Dir das
Vorwärts?

SLP & CWI im Internet:

www.slp.at

www.socialistworld.net

www.chinaworker.org

www.mundosocialista.net

www.sozialismus.info

Paginas del CIT/CWI en español

Special CWI-Site on China (English, Chinese)

Site of the CWI in English (and other Languages)

Seite der SAV, deutsche Sektion des CWI

Seite der SLP, österreichische Sektion des CWI

TIPP: Auf www.socialistworld.net findest Du Links
zu CWI-Seiten aus Indien, Brasilien, Polen, Bel-
gien, Frankreich, Schottland, Russland, Australien,
Griechenland, Nigeria, USA, Schweden, Irland, Ita-
lien, Israel, England & Wales, Nordirland, Holland

Hellas Kagran: Der Kampf gegen 
einen rechtsextremen Präsidenten 



von Lisa Wawra, SLP-Wien

In der Nacht auf den 8. Au-
gust griffen georgische Trup-
pen die Haupstadt Südosse-
tiens, Zchinwali, an.

Nur einen Tag später mar-
schierte ein russisches Trup-
penkontingent mit Panzern
und Luftunterstützung in Ge-
orgien ein - angeblich um
Südossetien zu verteidigen.

Georgien, total überrumpelt
von den zahlenmäßig weit
überlegenen russischen Trup-
pen, blieb nichts übrig, als sich
möglichst schnell zurückzu-
ziehen. Russland hielt seine
Militärpresenz auch in Geor-
gien weiter aufrecht. Am 26.
August erklärte Russland, die
abtrünnigen Provinzen Geor-
giens Südossetien und Abcha-
sien als eigenständige Staaten
anzuerkennen. Während die
westlichen Staten ein politi-
sches Interesse an der Unab-
hängigkeit des Kosova ver-
folgten, gibt es hier andere
Interessen und daher nun
scharfe Kritik an der "Unab-
hängigkeitspolitik".

Historisch umkämpfte Gebiete -
heute im Fadenkreuz imperialis-
tischer Interessen 

Die Gebiete rund um den
Kaukasus waren seit je her
umkämpft. Durch die Kauka-
susregion laufen wichtige
Transitstrecken. War es einst
die Seidenstraße, die durch
Georgien führte, so wird das
Land heute von zahlreichen
Öl- und Gaspipelines durch-
zogen. Auch vom geopoliti-
schen Standpunkt war und ist
die Region zu der unter ande-
rem Aserbaidschan, Arme-

nien, Georgien, Russland, und
der Nordostteil der Türkei zäh-
len, äußerst interessant.

Vor allem Georgien ist derzeit
von sehr großem Interesse,
verbindet es doch die reichsten
und produktivsten westlichen
und östlichen Randzonen. Ge-
orgien ist derzeit im Zentrum
der Politik des US- sowie des
russischen Imperialismus in
der Region. Beide versuchen
mehr Einfluss auf das Gebiet
zu gewinnen. Aber auch die
EU, China und der Iran wollen
ihren Einfluss im Kaukasus
verstärken. Russland, dass seit
je her einen starken Einfluss
auf Georgien besitzt, will die-
sen nicht aufgeben, bedeutete
dies doch, die alleinige Kon-
trolle über die kaspischen Öl-
und Gaslieferungen aufzuge-
ben. Die USA und die EU wol-
len genau dies erreichen.

Die USA wollen außerdem
einen näheren Vorposten zu
Russland installieren, was die-
ses natürlich tunlichst verhin-
dern möchte. Nicht zuletzt wä-

re für die USA die Präsenz in
Georgien ein wichtiger Punkt
im Konflikt mit dem Iran.

Russland droht – 
die USA liefern Waffen 

Georgien und die Ukraine
versuchen seit geraumer Zeit,
sich dem russischen Machtein-
fluss zu entziehen, indem sie
Bündnisse mit den westlichen
Gemeinschaften eingehen.
Russland versucht durch har-
tes Vorgehen diese daran zu
hindern. So kann das Handeln
in Georgien auch durchaus als
Warnung an die Ukraine ver-
standen werden. Georgien hat
umgekehrt derzeit über 2000
Soldaten im Irak an der Seite
der USA stationiert und be-
müht sich seit geraumer Zeit in
die NATO aufgenommen zu
werden. Doch drängt die USA
darauf, Georgien in die NATO
aufzunehmen (und lieferte
Waffen an die georgische Re-
gierung), so sind viele europä-
ische Staaten aus Angst vor

Russland und seinen Konse-
quenzen, dagegen.

Gespaltene EU 

Auch die EU ist gespalten.
Dass Russland von der EU,
trotz massiver Kritik am Vor-
gehen gegen Georgien, mit
keinerlei Sanktionen kon-
frontiert war, zeigt die große
Angst vor Russland, welches
derzeit den Großteil an Öl
und Gas nach Europa expor-
tiert.Andererseits ist Russland
mindestens so abhängig von
der EU, da diese ja auch der
größte und zahlungsstärkste
Abnehmer der russischen
Energierohstoffe ist.

Ein zweiter wichtiger Faktor
ist, dass die EU gerade in die-
sem Konflikt gutes Krisenma-
nagement beweisen muss, will
sie im internationalen Kon-
text auch weiterhin als ernst-
zunehmende Wirtschafts-
macht angesehen werden.

Daher auch die Entsendung
von EU-Beobachtern zur Si-

cherung der Waffenruhe in
den Krisengebieten.

Auch Österreich will seine
Präsenz in der Kaukasus Re-
gion stärken. So entsendet es
nicht nur drei Teilnehmer an
der EU-Mission in Georgien.
Es will außerdem drei neue
Botschaften in der Kaukasusre-
gion eröffnen und damit auch
zeigen,dass es fähig und willens
ist, die imperialistischen Inter-
essen der EU diplomatisch
(und finanziell) mitzutragen.

Der Konflikt: (Auch) ein Ergebnis
neoliberaler Reformen

Die georgische Regierung ist
aus mehreren Gründen Bünd-
nispartner der USA und der
EU. Die radikal neoliberal Po-
litik macht Georgien wirt-
schaftlich attraktiv. Aus Sicht
der Weltbank hat das Land
seine Position in puncto
(marktradikaler) Rahmenbe-
dingungen vom Rang 116 auf
den Rang 18 (vor Deutsch-
land!) verbessert; Georgien

wurde von dieser Institution
sogar zum Top-Reformer
2006 gekürt. Ebenso eine Rol-
le spielen hier freilich auch die
erwähnten Pipelineprojekte,
welche durch Georgien füh-
ren und die Abhängigkeit des
Westens von Russland verrin-
gern sollen. Trotz hoher
Wachstumsraten der georgi-
schen Wirtschaft bedeutet
diese “Reformpolitik” aber
vor allem auch die Fortset-
zung von Armut und Arbeits-
losigkeit für die Menschen
dieser Region: Das Durch-
schnittseinkommen liegt bei
60 Euro, für PensionistInnen
bei 20 Euro im Monat. Hinzu
kommt die enorme Korrup-
tion. Eine Friedensaktivistin
aus Georgien meinte daher in
einem Interview, dass der ge-
orgische Präsident Saaka-
schwili vor dem Konflikt kei-
neswegs die Mehrheit der Be-
völkerung hinter sich hatte.
Auch das mag seine nationali-
stische Politik beflügelt haben.
Ebenso schürt die Perspektiv-
losigkeit neoliberaler Reform-
politik die Frage vom Umgang
mit den Forderungen nach
nationaler Unabhängigkeit
(“nationale Frage”). Soziali-
stInnen befürworten daher
zwar das Recht auf nationale
Unabhängigkeit - also das
Recht der Menschen selbst zu
entscheiden - aber nicht kri-
tiklos alle Unabhängigkeits-
bestrebungen bzw. deren na-
tionalistische Trägergruppen.
Die Menschen der Region ha-
ben letztlich nur dann eine
Perspektive, wenn es gelingt
neoliberale Reformen und
imperialistische Interessens-
politik gemeinsam zu be-
kämpfen.
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VORWÄRTS: Was bedeutet das
Wahlergebnis für Bayern?

Beate Jenkner: Dass die CSU
ihre absolute Mehrheit verlo-
ren hat, ist ein wichtiger
Schritt für mehr Demokratie
in Bayern. Steigende Armut,
Massenentlassungen und die
unsoziale Umverteilungspoli-
tik der letzten Jahre hat zu
wachsendem Unmut inner-
halb der Bevölkerung geführt.
Hinzu kommt, dass viele
außerparlamentarische Orga-
nisationen jetzt mehr Hand-
lungsspielraum haben, dass
betrifft aktuell die Asylpolitik
sowie die Überwachungspoli-
tik, wie das Versammlungsge-
setz und die Vorratsdatenspei-
cherung. Das Wahlergebnis ist
ein deutliches Zeichen dafür,
dass die Mehrheit der Bevöl-
kerung einen Politikwechsel
und eine deutliche Verbesse-
rung ihrer Lebenssituation
haben will.

VORWÄRTS: Du hattest ein
klares kämpferisch-sozialisti-
sches Programm für die Wahl.
Was bedeutete das im Wahl-

kampf und für deine Arbeit im
Bezirkstag?

Beate Jenkner: Bei den vie-
len Gesprächen, die ich an In-
foständen, bei Verteilaktionen
und auf den verschiedensten
Veranstaltungen hatte, war
festzustellen, dass die Men-
schen ein offenes Ohr für so-
zialistische Forderungen ha-
ben. Der Unmut über die be-
stehenden Verhältnisse und
die unsoziale Politik ist groß.
Die Menschen wollen eine
starke linke Kraft, die glaub-
würdig für ihre Interessen ein-
tritt. Und sie hören ganz ge-
nau hin, welche Positionen
man vertritt und wie man sie
umsetzen will. Hier hätte die
Linke mit einem klaren,
kämpferischen Profil viel
mehr erreichen können. Die
Resonanz auf meine Veran-
staltungen zu den Themen Al-
tersarmut, sowie Pflege- und
Behindertenpolitik war sehr
groß, unter anderem auch
deshalb, weil ich nach 15 Jah-
ren im Gesundheitswesen
weiß, welche weitreichenden
Folgen die sogenannten Re-

formen für die Betroffenen
haben. Der Bezirkstag ist ge-
nau für diese Bereiche zustän-
dig, und aktuell plant er neue
Kürzungen, vor allem im Be-
hindertenbereich.
Ich werde im Bezirkstag nicht
nur für eine sozialistische Po-
litik eintreten, sondern in en-
ger Zusammenarbeit mit den
Betroffenen und den zustän-
digen Verbänden auf Miss-
stände aufmerksam machen,
Öffentlichkeit herstellen und
wenn nötig, den Protest auch
auf die Strasse tragen.

VORWÄRTS: Es gab und gibt
eine Reihe von Angriffen auf
soziale und demokratische
Rechte. Wie sieht der Wider-
stand dagegen aus?

Beate Jenkner: Seit 1.10.08
ist das neue Versammlungsge-
setz in Kraft. Dies bedeutet ei-
ne faktische Abschaffung der
Versammlungsfreiheit, denn
jeder Versammlungsleiter
oder Ordner muss nicht nur
im Vorfeld alle seine persön-
lichen Daten angeben, er kann
auch ohne Begründung abge-

lehnt werden. Damit kann je-
de Versammlung oder De-
monstration im Vorfeld ver-
hindert werden. Widerstand
gegen Sozialabbau bis hin zu
Streiks ist damit nahezu un-
möglich. Es läuft eine Sam-
melklage gegen dieses Gesetz,
die nicht nur von Gewerk-
schaften und Organisationen,
sondern auch von Parteien
wie der SPD, den Grünen, der
FDP usw. unterstützt wird.
Durch die veränderten politi-
schen Verhältnisse besteht die
Möglichkeit, dieses Gesetz zu
kippen. Gleiches gilt für die
Vorratsdatenspeicherung. Ak-
tuell wird das Gesetz auf-
grund der Wahlergebnisse
noch nicht konsequent umge-
setzt, was wir für verschiedene
Aktionen nutzen werden, vom
Widerstand gegen die Kran-
kenhausfinanzierung bis hin
zum SchülerInnenstreik.

VORWÄRTS: Die SAV ist teil
der LINKEN. Wie ist das Ver-
hältnis zur Parteiführung?

Beate Jenkner: Wir werden
von Teilen der Parteiführung

für unsere kritische Haltung
gegenüber der Senatspolitik
in Berlin und der strikten Ab-
lehnung, mit neoliberalen
Parteien wie der SPD zu-
sammenzuarbeiten, heftig
kritisiert. Einige unserer For-
derungen, wie die Enteignung
der Banken und Großkonzer-
ne haben dazu geführt, dass
wir als Spalter und Linkssek-
tierer bezeichnet wurden.
Teile der Partei bemühen sich,
einen Schmusekurs mit Ge-
werkschaftsführung und SPD
zu fahren. Wir sind vielen An-
feindungen ausgesetzt, aber es
gibt auch andere, kritische
Stimmen innerhalb der Partei,
die eine konsequente linke Po-
litik fordern. Zusammen mit
ihnen werden wir versuchen,
die Partei in eine kämpferi-
sche Partei für die ArbeiterIn-
nen und Unterdrückten in
dieser Gesellschaft  umzuwan-
deln. Denn angesichts der ak-
tuellen Wirtschaftkrise brau-
chen wir eine starke, sozialisti-
sche ArbeiterInnenpartei, die
in der Lage ist, den Menschen
eine sozialistische Alternative
anzubieten.

Bayrische Sozialistin erobert Mandat  
Bayern: Über das Ende der absoluten CSU-Mehrheit und linke Perspektiven

Der Kaukasus im Fadenkreuz
Menschen in der Region sollen selbst ihre Zukunft in die Hand nehmen können!

Am 28. September fanden
in Bayern Lantags-, Be-
zirkstags- und Kommu-
nalwahlen statt. Die CSU
verlor  über 17% und da-
mit ihre absolute Mehr-
heit. Die LINKE schaffte
es mit 4,3% knapp nicht
in den Landtag. Dafür
ziehen aber 4 LINKE-
Mitglieder in Bezirkstage
ein. Eine davon ist Beate
Jenkner, Aktivistin der
LINKEN und der SAV
(deutsche Schwesterorga-
nisation der SLP), Spit-
zenkandidatin für den
oberbayrischen Bezirks-
tag. Sie beantwortet die
Frage von Vorwärts kurz
nach ihrer Wahl.
Im Bezirk leben rund drei
Millionen Wahl-
berechtigte.



von Herbert Wanko,
SLP-Wien

Am 26. September - zwei Ta-
ge vor der Nationalratswahl -
trafen sich die Verhandlungs-
teams von Gewerkschaft
(GMTN) und Industrie zu
den diesjährigen KV-Ver-
handlungen der Metaller. Bei
diesem ersten Treffen im Haus
der Industrie wurden die For-
derungen für 178.000 Arbei-
terInnen und Angestellte der
Metallindustrie übergeben.
Wie immer durften die Be-
troffenen nicht entscheiden,
welche Forderungen sie stel-
len wollen. Sie wurden ja auch
nicht gefragt, und konkrete
Zahlen wurden auch nicht
veröffentlicht. Die Spitzenge-
werkschafterInnen glauben
offenbar ganz alleine zu wis-
sen, was gut für uns ist. Doch
warum sind dann die Reallöh-
ne auf bzw. unter dem Niveau
von 1991? Und wie will man
das ändern, wenn nicht ein-
mal öffentlich eine offensive
Forderung erhoben und für
diese mobilisiert wird?

Unternehmerseite frech wie nie 

Im Gegensatz zur noblen
Zurückhaltung der Gewerk-
schafterInnen hat Wirt-
schaftskammerchef Leitl kei-
ne Probleme damit, seine
Wünsche darzulegen. Die

Forderung nach Lohnab-
schlüssen unter der Infla-
tionsrate sind - da muss ich
ÖGB-Chef Hundstorfer aus-
nahmsweise einmal zustim-
men - eine Frechheit. Das glei-
che gilt jedoch auch für die in-
tern kolportierte 4-%-Forde-
rung der Gewerkschaft.

8 % sind nötig

Die GMTN schreibt selbst
auf ihrer Homepage, dass die
Lohnabschlüsse letztes Jahr
tatsächlich einen Reallohnver-
lust von (mindestens) 0,7 %
bedeutet haben! Nimmt man
die Inflationsraten der letzten
Monate (zwischen 3,7 und 3,9
%) droht jeder Abschluss un-
ter vier bis fünf %, diese nega-
tive Entwicklung fortzu-
schreiben. Angemessene For-
derungen wären unserer Mei-
nung nach 8 % Lohnerhö-
hung und ein Mindestbetrag
von 200,- Euro. Damit könn-
ten die Verluste, die den Ar-
beitnehmerInnen Jahr für
Jahr zugefügt wurden, wenig-
stens ein wenig gemildert wer-
den. Ob die IG Metall diese
Forderung in Deutschland
wirklich durchsetzen will,
scheint aber mehr als fraglich.
Denn auch dort gab es in den
letzten Jahren viele faule
Kompromisse. Es wäre daher
eigentlich notwendig, selbst
die Forderung  nach 8 % nicht

als Verhandlungsbasis, son-
dern als Untergrenze zu be-
trachten, für die wir bereit
sind zu kämpfen. Gemeinsam
- also grenzüberschreitend auf
europäischer Ebene - würde
das übrigens wesentlich leich-
ter und besser gehen!

8 % sind möglich 

Von den KapitalistInnen
werden solche Forderungen
als überzogen und unreali-
stisch hingestellt. Zu recht
verweisen GewerkschafterIn-
nen auf die niedrigen Lohn-
stückkosten (also die realen
Lohnkosten im Verhältnis zur
Produktivität) - sie liegen so-
wohl in Österreich wie in
Deutschland weiter unter dem
internationalen Schnitt.
Gleichzeitig sind aus Sicht der
UnternehmerInnenseite of-
fenbar die Gewinne, die in den
letzten Jahren gemacht wur-
den nicht überzogen. Das sel-

be gilt offenbar für die explo-
dierenden ManagerInnenge-
hälter, die - unabhängig von
der Wirtschaftslage - jährlich
im zweistelligen Prozentbe-
reich erhöht werden. Viel-
mehr verlangen sie von uns,
dass wir schon jetzt für die
drohende Krise durch niedri-
ge Abschlüsse bezahlen sollen.
Wir meinen: Da läuft etwas
grundsätzlich falsch! Ob Um-
verteilung möglich ist und
wer für die Krise zahlen muss,
ist letztlich eine Frage des
Kräfteverhältnisses!

Setzen sich Interessen der Milli-
onäre oder von Millionen Arbeit-
nehmerInnen durch?

Da wir von den KapitalistIn-
nen bekanntlich nichts ge-
schenkt bekommen, müssen
wir für höhere Löhne und
Verbesserungen unserer Ar-
beitssituation kämpfen.

Wir müssen gemeinsam un-

sere Forderungen diskutieren
und beschließen. Wir dürfen
es nicht einer Handvoll hoch-
bezahlter Gewerkschaftsbüro-
kratInnen und Betriebsrats-
kaiser überlassen, über unsere
Köpfe hinweg zu entscheiden
und zu verhandeln.

Wir können unsere Forde-
rungen durchsetzen und müs-
sen nicht klein beigeben.

Wir müssen in den Betrieben
über die Forderungen und das
Verhandlungsergebnis disku-
tieren und abstimmen.

Jahrzehnte lang wurde im-
menser Druck auf uns ausge-
übt; wurde uns was uns zu-
steht verweigert und zusätz-
lich noch da und dort etwas
mehr abgezweigt. Es ist an der
Zeit, dass wir den Spieß um-
drehen und von unserer Seite
Druck erzeugen. Gemeinsam
haben wir die Macht zu zei-
gen, dass wir uns stagnierende
bzw. sinkende Reallöhne nicht
mehr gefallen lassen.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at
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Wofür wir stehen
Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr
Programm!

ist nötig … und möglich!

Herbstlohnrunde:

8 Prozent für mehr Anerkennung, 8 Prozent für
mehr Gerechtigkeit  (...) plakatiert die Metallge-
werkschaft zur Herbstlohnrunde. Leider handelt
sich nur um die deutsche und nicht die österreichi-
sche Gewerkschaftsorganisation, die mit dieser
Kampagne in die Öffentlichkeit geht.

8% mehr
Lohn


